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Einleitung 

„Aufsicht — ominöses Wort 1 ! " Es läßt sich wohl kaum knapper und 
treffender  formulieren,  welche zwiespältigen Gefühle man allgemein 
dieser Erscheinung menschlichen Zusammenlebens entgegenbringt. 
Geht es gar um die Staatsaufsicht, häufig schlechthin mit obrigkeit-
licher Bevormundung gleichgesetzt, so nimmt man sie allenfalls noch 
als ein notwendiges Übel hin, mi t dem aber selbst derjenige nicht in 
Konf l ik t geraten möchte, der sonst dem Staat gegenüber grundsätzlich 
positiv eingestellt ist2. Daß die Staatsaufsicht überhaupt mi t dem Rund-
funk in Verbindung gebracht wird, überrascht sicherlich nicht wenige. 
Gelten doch die Massenmedien im Bewußtsein der breiten Öffentlich-
keit gerade als Kontrollinstanzen der Gesellschaft gegenüber dem 
Staat, die man nach den unheilvollen Erfahrungen der jüngsten deut-
schen Vergangenheit unbedingt von den Einflüssen der Staatsgewalt 
und der politischen Parteien freihalten wollte3 . Eine Staatsaufsicht 
über den Rundfunk erscheint daher von vornherein in einem zwie-
spältigen Licht. 

Das Verhältnis von Staat und Rundfunk, in dessen größeren Rahmen 
sich die Staatsaufsicht als eines seiner wesentlichen Elemente und als 
sein „neuralgischer Punkt"4 einfügt, läßt sich jedoch nicht einfach durch 
das Prinzip strikter Trennung beider Bereiche seiner Problematik ent-
ledigen. Eine absolute Unabhängigkeit des Rundfunks sowohl vom 
Staat als auch von den in ihren Interessen einseitig ausgerichteten 
gesellschaftlichen Mächten gibt es nicht, soll es und w i rd es in der plu-
ralistischen Demokratie nie geben. Der Rundfunk gerät damit zwangs-
läufig in das Spannungsfeld al l der Kräfte,  die in Staat und Gesell-
schaft Macht und Einfluß ausüben. Es ist Sache der Rechtsordnung, die 
Stellung des Rundfunks in diesem Kräftefeld  seiner Funktion ent-
sprechend festzulegen und abzusichern. Den Möglichkeiten des Staates, 
dem Rundfunk bei der Erfül lung des verfassungsmäßigen Auftrags den 
notwendigen Beistand zu gewähren, hat sie dabei ebenso Rechnung zu 
tragen wie den von seiner Seite drohenden Gefahren. Diese Arbeit 
stellt sich die Aufgabe zu untersuchen, wie die Staatsaufsicht als einer 

1 Loehning,  DÖV 1953, 196L. 
2 Vgl. auch Bullinger , W D S t R L 22, 264. 
3 s. dazu Bredow , S. 3. 
4 Herrmann , U F I T A 45, 383. 

2 Berendes 
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der maßgeblichen Ordnungsfaktoren  das Verhältnis von Staat und 
Rundfunk mitbestimmt und damit im ganzen gestaltet. 

Die staatspolitische und rechtswissenschaftliche Relevanz einer sol-
chen Untersuchung liegt auf der Hand. Man konstatiert daher mi t eini-
ger Verblüffung, daß bis heute eine monographische Darstellung, die 
systematisch die verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Probleme 
einer Staatsaufsicht über den Rundfunk behandelt, noch nicht vorgelegt 
wurde5. Eine juristische Erörterung dieses Themas erscheint auch des-
halb angezeigt, wei l bei den Auseinandersetzungen über die Fragen 
einer Kontrolle des Rundfunks die entscheidenden Probleme vielfach 
verkannt und durch politische Schlagworte sowie journalistische Ver-
allgemeinerungen verdeckt werden6. Es ist daher für das Verständnis 
der bestehenden Regelung unerläßlich, das System der Staatsaufsicht 
über den Rundfunk in seinen allgemeinen Grundlagen zu erfassen und 
in die Gesamtzusammenhänge des Verhältnisses von Rundfunk und 
Staat einzuordnen. Deshalb dient der I. Tei l der Arbeit zunächst der 
Klärung der Rechtsinstitute „Staatsaufsicht" und „Rundfunk" sowie 
der verfassungsrechtlichen  Grundlagen einer staatlichen Rundfunk-
aufsicht. Die Teile I I und I I I behandeln dann im einzelnen die Pro-
bleme der Staatsaufsicht über die öffentlich-rechtlichen  Rundfunkan-
stalten sowie den privaten Rundfunk. 

5 Vgl. insofern auch die von Wilkens,  S. 25, und Herrmann,  U F I T A 45, 378, 
geübte Kr i t i k . — Die Arbei t von Wilkens prüft,  soweit sie die Staatsaufsicht 
betri f f t ,  i m wesentlichen nur deren Zulässigkeit i n verfassungsrechtlicher 
Hinsicht. 

6 So schon die Feststellung von Leiling,  RuH 1953/54, 193. 



EHSTER TEIL 

Allgemeine Grundlagen der staatlichen Rundfunkaufsicht 

Erstes  Kapitel 

Die Staatsaufsicht in der rundfunkrechtlichen Praxis 
und theoretischen Grundlegung 

§ 1 Praktische Beispiele staatlicher Rundfunkaufsicht 

I . Die praktische Bedeutung der staatlichen Bundfunkaufsicht 

Von den auf den Rundfunk einwirkenden Kräften steht der Einfluß 
des Staates im Mit telpunkt der öffentlichen  Diskussion1. Eine der 
Haupterscheinungsformen staatlicher Einwirkungsmöglichkeiten bildet 
dabei die Staatsaufsicht, auch wenn exekutive Aufsichtsmaßnahmen 
gegenüber dem Rundfunk bisher, soweit ersichtlich, nahezu keine Rolle 
gespielt haben und in der Praxis erst sehr vereinzelt vorgekommen 
sind. Der zu beobachtende Parteienstreit um den Rundfunk schafft 
jedoch in zunehmendem Maße eine Atmosphäre, die dem Abbau der 
insofern noch bestehenden Hemmungen Vorschub leisten und einem 
zwangloseren Gebrauch von den Möglichkeiten der staatlichen Auf-
sicht den Weg bereiten könnte. Tendenzen dazu sind bereits deutlich 
zutage getreten. Es ist daher durchaus denkbar, daß die Staatsaufsicht 
über den Rundfunk in Zukunft eine größere praktische Bedeutung 
erlangt als bisher. 

I I . Beispiele staatlicher Rundfunkauf  sieht 

An den Anfang der Erörterungen über die rechtlichen Probleme der 
staatlichen Rundfunkaufsicht  sollen einige praktische Beispiele gestellt 
werden. Unterscheiden kann man Aufsichtsmaßnahmen danach, ob sie 
den Kernbereich des Rundfunks, die Programmgestaltung, oder seinen 
übrigen Betrieb betreffen. 

1. In dem bisher bekanntesten Fal l staatlicher Rundfunkauf  sieht 
erließ das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

1 s. dazu Leiling,  Einfluß des Staates, S. 392. 

2* 


